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Erste Hinweise darauf, daß auch im kommenden Jahr gute Speisemuscheln 
aus deutschen Küstenfischerfängen angeboten werden können, kamen soeben 
aus dem ostfriesischen Raum. Dort ortete das niedersächsische Fischerei-
aufsichtsschiff "Nixe" ein sehr großes Vorkommen halbwüchsiger Miesmu-
scheln. Diese sind besonders gut zur Aufstockung von Muschelkulturen ge-
eignet, weil sie an günstigen Stellen in erheblicher Schichtdicke lagern. Dar-
über hinaus sind diese Muscheln bereits jetzt so groß, daß sie schon 1977 auf 
den Markt gebracht werden können. 
Das seit Jahren gut funktionierende System veterinärbehördlicher Kontrolle 
der deutschen Miesmuschel-Anlandungen hat sicherlich einen bedeutsamen 
Anteil am gegenwärtigen Aufschwung dieses Fischereizweiges. 
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Probleme bei der Bekämpfung und Verhütung der Verschmutzung unserer 
Meeresgebiete können von den einzelnen Ländern allein und ohne Abstimmung 
untereinander nicht gelöst werden. Daher hat die Bundesrepublik Deutsch-
land eine Reihe von internationalen Abkommen zur Bekämpfung der Ver-
schmutzung der Meere unterzeichnet. 
Die für unsere Meeresgebiete wichtigsten internationalen Abkommen, auch 
Gewässerschutzkonventionen genannt, werden im folgenden kurz aufgeführt. 
Weiter werden Informationen über die Ziele der einzelnen Konventionen, ih-
re Arbeitsweise und mögliche Schwierigkeiten in Zusammenhang mit der 
Durchführung der Bestimmungen der Konventionen mitgeteilt. 
Neben anderen sind bisher folgende Konventionen von der Bundesrepublik 
Deutschland unterzeichnet worden: 
1. Übereinkommen zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch Einbrin-
gen von Abfällen durch Schiffe und Luftfahrzeuge 
(1972, Oslo-Konvention) 
Diese Konvention regelt das Dumping, d. h .. das Verbringen oder Verklap-
pen von Stoffen auf der Hohen See sowie den äußeren Küstengewässern des 
Nordostatlantiks einschl. der Nordsee. Es besagt, daß alle Verbringungs-
vorhaben genehmigungs- bzw. anzeigepflichtig sind und daß Anträge auf 
Genehmigung an die zuständigen Behörden zu richten sind. Das Abkommen 
ist seit 1974 in Kraft. Es ist im November 1976 von der Bundesrepublik 
Deutschland ratifiziert worden, d. h. es gibt jetzt ein nationales Gesetz, in 
dem die Bestimmungen und Regelungen der Oslo-Konvention niedergelegt 
sind. 
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2. Übereinkommen zur Verhütung der Meeresverschmutzung vom Lande aus 
(1974, Paris-Konvention) 
Diese Konvention gilt für das gleiche Meeresgebiet. Sie schließt jedoch 
auch Küstengewässer und Flußmündungen bis zur Süßwassergrenze ein. 
Unter Verschmutzung vom Lande aus wird im Sinne dieser Konvention der 
Eintrag von Schadstoffen durch Wasserläufe oder durch direkte Einleitun-
gen in die Gewässer, etwa durch Rohrleitungen, verstanden. 
3. Übereinkommen zum Schutze der Ostsee 
.~~~~!_ .!Ielsinki-Konventionj 
Diese Konvention beschränkt sich auf die Ostsee und sie soll sowohl die 
Verbringung von Abfällen durch Schiffe und Luftfahrzeuge,. also das Dum-
ping, als auch die Verschmutzung durch Flüsse und Rohrleitungen, dar-
über hinausgehend aber auch alle Verschmutzungen, die durch den Ein-
trag über die Atmosphäre in die Ostsee gelangen können, verhindern. 
Weiter sollen die Bestimmungen der Helsinki-Konvention Verschmutzun-
gen verhindern, die durch den laufenden Betrieb von Schiffen sowie den 
Abbau von Lagerstätten auf dem Meeresboden verursacht werden können. 
Die beiden letzten Konventionen sind von der Bundesrepublik Deutschland 
noch nicht ratifiziert. 
Am Beispiel der Oslo-Konvention soll hier kurz die Arbeitsweise und das 
Vorgehen der Konventionen geschildert werden. In regelmäßigen Abständen 
tritt die Kommission der Oslo-Konvention zusammen und berät über alle 
mit der Durchsetzung der Bestimmungen in Zusammenhang stehenden 
Probleme. Zu diesen Problemen gehören neben wissenschaftlich techni-
schen vor allem auch organisatorische Sachfragen, wie die Einrichtung 
und die personelle Zusammensetzung eines künftigen Sekretariats, in dem 
alle Informationen über geplante und durchgeführte Dumping-Aktivitäten 
oder über den Zustand der jeweiligen Dumpinggebiete zusammenlaufen und 
ausgewertet werden sollen. Die wissenschaftlichen Grundlagen, die für die 
Durchsetzung der Bestimmungen der Konvention benötigt werden, werden 
von einer wissenschaftlich/technischen Arbeitsgruppe mit der Bezeichnung 
SACSA (Standing Advisory Committeeof Scientific Advice) diskutiert. Die-
se Arbeitsgruppe hat zunächst einmal diejenigen Schadstoffe definiert, die 
im Sinne der Konvention berücksichtigt werden sollten. Dabei sind die Stof-
fe in einer schwarzen Liste aufgeführt, ·deren Einbringung in das Meer ver-
boten ist oder die in anderen Abfällen, wie beispielsweise Klärschlämmen ' 
und Baggergut lediglich als Spuren vorhanden seindürfen. Bei der· Auswahl 
der in der schwarzen Liste aufgeführten Substanzen, hierzu gehörene·twa '. 
Quecksilber, Kadmium, Chlorkohlenwasserstoffe, wie DDT u. a., wurden 
besonders Angaben über die Schadwirkung, über die Abbaubarkeit im Wa.s~ 
ser sowie über die Fähigkeit dieser Substanzen, von Meerestieren ange- . 
reichert zu werden, berücksichtigt. In einer sogenannten grauen Liste sind 
all diejenigen Substanzen aufgeführt, die nur entweder in geringen Mengen 
oder aber unter Berücksichtigung besonderer Vorsichtsmaßnahmen in· das 
Meer eingebracht werden dürfen. Zu diesen Schadstoffen gehören u. a.ne-
ben einer Reihe von nicht hochtoxischen Schwermetallen wie Blei, Arsen 
usw. auch solche Substanzen, die in großen Mengen anfallen und daher für 
die Meeresumwelt einen Schaden darstellen könnten. Hierzu gehören Ab-
fälle aus der Titandioxydproduktion, wie sie seit 1969 in einem Meeresge-
biet nordwestlich Helgolands eingebracht werden, aber auch Klärschlämme 
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aU13 den Faultürmen von Kläran)agen sowie Rotschlamm, der bei der Produk-
tion von Alumiriiumoxydentsteht. 
Damit bei der Verbringung von Abfällen in das Meer künftig einheitliche Vor~ 
sichtsmaßregeln von den Unterzeichnerstaaten der Konvention eingehalten 
werden, wurde ein Konsultationsverfahren festgelegt, das vor der Verbrin-
gung von Abfällen eingehalten werden muß., Diese vorherige gegenseitige 
Konsultation garantiert also die Offenlegung aller Verbringungsvorhaben so-
wohl der geplanten als auch der bereits durchgeführten. 
Weiter diskutiert die Wissenschaftlich/technische Arbeitsgrupp,e Verfahren 
zur Überwachung der Meeresverschmutzung. Hierbei sollen neben der Ab-
schätzung des Eintrags von Schadstoffmengen in die See auch die Konzentra-
tionen von Schadstoffen in Meerestieren sowie im Meerwasser und deren 
Einfluß auf die Biologie des Meeres erfaßt werden. 
Die Gewässerschutzkonventlonen sind auf eine Beratung durch bereits beste~ 
hende internationale wissenschaftliche Organisationen angewiesen. Der in~ 
ternationale Rat für Meeresforschung, an dessen Arbeiten sich deutsche Wis-
senschaftler seit vielen Jahren intensiv beteiligen, ist z. B. zum wichtigsten 
Beratungsorgan der Oslo-Konvention aber auch der Helsinki-Konvention ge~ 
worden. Die wissenschaftlichen Kenntnisse für eine detaillierte Abschätzung 
von möglichen Schadwirkungen von Abfallverbringungen auf das Leben im 
Meer sind jedoch noch recht mangelhaft und es sollten Forschungen hierzu 
in Zukunft verstärkt durchgeführt werden. 
In der Bundesrepublik Deutschland werden glücklicherweise nur sehr wenige 
Abfälle direkt in das ,Meer verbracht. Es handelt sich hierbei um die Ver~ 
klappung von, Klärschlämmen aus ,den Faultürmen der Kläranlage Hamburgs 
in der Nähe, von "EIbe 1" sowi,eum die Verbringung von Abfällen aus der 
Titandioxydproduktion nordvyestlich Helgolands. Für alle künftigen Abfall~ 
verbringungen in das Jy[eer rrlUß beim Deutschen Hydrographischen Institut 
um eine Geneb.migung nachgesucht werden. Diese Genehmigung kann nur er-, 
teilt werden, wenn von einer Vielzahl von wissenschaftlichen Instituten fest-
gestellt worden ist, daß eine Aqfallverbringung in das Meer ohne Schäden 
für das Leben im Meer dur,<;:hgeführt werden kann. Dabei müssen ,die stren-
genRegeln der Gewässerschutzkonventionen eingehalten werden. 
Die Qslo-Konvention schreibt vor, daß die Vertragspartner, also die einzel-
nen Länder, verpflichtet sind, alle Zwischenfälle, die in einem Zusammen-
hang' mit Abfallverb'ringung in das 'Meer auftreten, den zuständigen Behörden 
mitzuteilen. Diese Behörde ist im Falle der Bundesrepublik das Deutsche 
HydrographischeInstituti~' Hämburg. Eine wirkungsvolle Bekämpfung der 
Meeresverschmutzung setzt natürlich voraus, daß man über die Vorgänge in 
Abfallverbringungsgebieten, 'aber auch in der Nähe von Ölborhungsinstallatio-
nen informiert ist." Störungen werden hier am ehesten von Fischern festge-' 
stellt. Da aber die Behörden für ein gezieltes Eingreifen zur Beseitigung von 
Störungen genimeste Angaben über den Zeitpunkt und die Art der Zwischen-
fälle sowie über die genatie Position benötigen, werden die Fischer, die in 
den in Frage stehenden Gebieten fischen, um Mitarbeit gebeten.' 
Es werden Informationen über folgende beim Fischen beobachtete Zwischen-
fälle benötigt: 
1. Auffischen von Mupition(Senfgas, Lost usw;) in der Nähe der Munitions-
verbringungsgebiete der Ostsee; 
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2. Stönmgen (Netzschäden, Netzverluste usw.) im Klärschlammverbrin-
gungs,gebie't in der Elbmündung in der Nähe des Feuerschiffes "EIbe 1"; 
3. Beeinträchtigung der Fischerei im Verbringungsgebiet' für Abwässer der 
Titandioxydproduktion 12 sm nordwestlich Helgolands; , /i,', ' 
4. Beeinträchtigung (Netzschäden sowie Netzverluste), die in Zusammen- ' 
hang mit Ölbohraktivitäten auf dem Festlandsockel stehen. 
Informationen über solche Zwischenfälle sollten von den Fischern unmittel-
bar nach Beendigung der Reisen an die zuständigen Staatlichen Fischerei-
ämter übermittelt werden. 
Eine gewissenhafte Meldung solcher Zwischenfälle würde einen wichtigen 
Beitrag unserer Fischer zu einem wirkungsvollen Schutz der Nord- und 
Ostsee darstellen. 
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Untersuchungen über den Krankheitszustand der in der Weser lebenden Fische 
Seit 1969 wird im Rahmen des Beweissicherungsverfahrens des Kernkraft-
werkes Würgassen die Weser im Bereich von Bodenwerder bis Karlshafen 
(insgesamt 67,2 Strom-km) zweimal jährlich, sowohl im Frühjahr als auch 
im Herbst, untersucht. An 40 Positionen werden elektrisch Fische gefangen, 
registriert und auf äußere Schädigungsmerkma;te untersucht. 
Ab Frühjahr 1971 konnte festgestellt werden, daß der Fischbestand, vor al-
lem im oberen Weserbereich, nicht nur wesentlich geringer wurde, sondern 
auch der Anteil kranker Fische um ein Beträchtliches zunahm. Genaue Zah-
len sind in den umfangreichen Veröffentlichimgenvon BUHSE, angegeben (1). 
Zur gleichen Zeit wurden erhöhte Salzfracht~n ;'us der DDR, öie über die 
Werra in die Weser gelangen, festgestellt; Seit dieser Zeit,' bedingt durch 
,den Ausbau der Kaliwerke und somit auch durch die Erhöhung'der Einleitung 
von Kaliabwasser, wobei das K+ in toxisch wirkenden Konzentrationen vor-
liegt, hat sich der "Gesundheitszustand" der Fische der oberen Weser sehr 
verschlechtert. Im regenarmen Jahr 1971 wurden im Herbst berEüts','große 
Mengen an Weißfischen in der oberen Weser vernichtet. 
, . ,. 
Ab Sommer 1971 wurden aus diesem Grunde ein Teil der an,den,einzelnen 
Positionen elektrisch gefangenen Fische im Laboratoriumde$ Kernkraftwer-
kes Würgassen, das uns für diese, Untersuchungen freundlicherweise,zur Ver-
fügung gestellt wurde, 
untersucht (2, 3). 
auf den Gehalt von K+ im Serum! 
auf den Hämatokritwert, 
auf die Oberfläche der Erythrozyten, 
auf die Beschaffung der Organe 
